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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 1

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Das Parlament hatte sich mit einem Begehren auf Immunitätsaufhebung des
Bezirksgerichts Zofingen (AG) zu befassen, welches eine Ehrverletzungsklage der
Umweltschutzorganisation Greenpeace gegen Nationalrat Giezendanner (svp, AG) zu
beurteilen hat. Der Angeklagte hatte diese Organisation im Zusammenhang mit
unbewilligten Demonstrationen und Strassensperren in Faxschreiben an
Medienredaktionen als „Terroristenorganisation“ bezeichnet. Obwohl Giezendanner
diesen Prozess führen wollte und deshalb für Aufhebung seiner Immunität plädierte,
beschloss der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission, diese nicht aufzuheben.
Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass es sich hier eindeutig um eine politische
Auseinandersetzung handle und deshalb, namentlich bei strafrechtlich eher
unbedeutenden Fällen, die relative Immunität gelte. Der Ständerat schloss sich diesem
Entscheid an. 2

ANDERES
DATUM: 03.03.1998
HANS HIRTER

Die Büros der beiden Parlamentskammern beantragten mit einer parlamentarischen
Initiative eine Anpassung der seit 1990 unveränderten Entschädigung der
Parlamentsangehörigen an die seither eingetretene Teuerung. Dabei sollte die ganze
Erhöhung über das Taggeld erfolgen, und die im Gesetz festgeschriebene und deshalb
dem fakultativen Referendum unterstellte Jahresentschädigung unverändert bleiben.
Zudem schlugen sie vor, die Sonderzulagen für die Ratspräsidenten und ihre
Stellvertreter deutlich anzuheben. Gleichzeitig nahmen sie eine gemeinsame Anregung
der Generalsekretäre der vier Bundesratsparteien für eine substanzielle Erhöhung der
Fraktionsbeiträge auf. Mit der Begründung, dass damit die bisherige
Quersubventionierung der Fraktionen durch die Parteien reduziert würde, und zudem
der Gefahr begegnet werden könnte, dass die Fraktionen in Abhängigkeit von anderen
Sponsoren (namentlich Interessenorganisationen) geraten, beantragten sie eine
Erhöhung sowohl des Grundbeitrags als auch des Beitrags pro Mitglied um 50% auf CHF
90'000 resp. 16'500. Der Bundesrat unterstützte dieses Anliegen. Für die letzte
Teuerungsanpassung der Fraktionsbeiträge im Vorjahr siehe hier.

Im Nationalrat bekämpfte Nationalrat Mörgeli (ZH) im Namen der SVP-Fraktion
vergeblich die Anpassung der Taggelder an die Teuerung. Sein Nichteintretensantrag
wurde mit 129:20 Stimmen abgelehnt. Nachdem auch die kleine Kammer zugestimmt
hatte, verabschiedete das Parlament die Teuerungsanpassung, die Verdoppelung der
Präsidialentschädigung und die Erhöhung der Fraktionsbeiträge in der Herbstsession.
Der „Bund der Steuerzahler“ protestierte in Inseraten gegen diese Ratsbeschlüsse.
Breite Unterstützung bei allen Fraktionen fand SVP-Nationalrat Giezendanner (AG) für
sein überwiesenes Postulat, im Parlamentsgebäude Dusch- und Fitnessräume
einzurichten (00.3385). 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER
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Nach der Ankündigung der Kandidatur von Magdalena Martullo-Blocher für die
Nationalratswahlen 2015 ging der Sonntagsblick der Frage nach, ob es in der Schweiz
Politikerdynastien gebe. Die Zeitung stiess dabei auf zahlreiche Namen. Im Kanton
Aargau prägen und prägten drei Generationen der Familie Binder-Keller für die CVP die
Politik: Julius Binder (90) war National- und Ständerat, Andreas Binder (58) und dessen
Frau Marianne Binder-Keller (56) sassen bzw. sitzen im Grossrat, wobei der Vater von
Binder-Keller, Anton Keller (80), ebenfalls bereits Nationalrat war und der Sohn von
Marianne und Andreas, Simon Binder (28) die CVP in Baden co-präsidiert. Ebenfalls im
Kanton Aargau machen sich die Giezendanners einen Namen: Ulrich (61) ist seit 24
Jahren im Nationalrat, sein jüngerer Sohn Benjamin (33) im Grossrat und sein älterer
Sohn, Stefan (37), im Einwohnerrat in Zofingen – alle drei für die SVP. Der Sohn des
ehemaligen FDP-Bundesrats Fritz Honegger (1917-1999), Eric Honegger (69), war in
Zürich Regierungsrat. Ebenfalls in Zürich wirkt Corine Mauch als Zürcher
Stadtpräsidentin, sie ist die Tochter der ehemaligen ersten Nationalrätin für den Kanton
Aargau Ursula Mauch (80). 
Von weiteren sieben aktuellen Parlamentariern und einer aktuellen Parlamentarierin
hätten bereits die Väter in Bundesbern gesessen: von Marina Carobbio (sp, TI), Max
Chopard (sp, AG), Jean Christophe Schwaab (sp, VD), Alexander Tschäppät (sp, BE),
Jean-François Rime (svp, FR), Christian Wasserfallen (fdp, BE), Jean-René Germanier
(fdp, VS) sowie von Thomas Hefti (fdp, GL). Hinzu komme Eveline Widmer-Schlumpf
(bdp, GR), deren Vater Leon Schlumpf (svp, GR) bereits Bundesrat war.
Verantwortlich sei wohl das politische Umfeld, in dem man aufwachse und das Kinder
präge, zog das Sonntagsmedium den Schluss. Namen könnten durchaus eine Hilfe sein,
um politische Karriere zu machen, sie können aber auch hinderlich sein. Der
Sonntagsblick zitierte dazu den Ex-US-Präsidenten George W. Bush, Sohn des Ex-US-
Präsidenten Georg Bush: „Ich habe die Hälfte der Freunde meines Vaters geerbt und
alle seine Feinde.“ 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.08.2015
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Meinungsumfragen vor Volksabstimmungen waren in den letzten Jahren etwas in Verruf
geraten. In der Tat klafften bei einigen Urnengängen Prognosen und tatsächliche
Abstimmungsentscheide teilweise beträchtlich auseinander oder zeigten sogar jeweils
gegenteilige Mehrheiten. Auch wenn eine Meinungsumfrage immer nur eine
Momentaufnahme darstellt und damit gar keine Prognose sein kann, wird sie in den
Medien und in der öffentlichen Wahrnehmung als Orakel aufgefasst. Die Meinungen
darüber, ob eine Umfrage auch das Abstimmungsverhalten von Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern beeinflussen kann, gehen auseinander. Untersuchungen zeigen, dass ein
Einfluss nur schwer zu messen ist und, dass ein solcher – wenn überhaupt – nur bei
sehr spezifischen Vorlagen spielen könnte. 
Einige SVP-Exponenten vertraten hier allerdings eine wesentlich dezidiertere Meinung.
Umfragen seien "meinungsbeeinflussend" (Christoph Mörgeli, svp ZH) oder gar
"verwirrend" und "manipulativ" (Ulrich Giezendanner, svp, AG). Um dem einen Riegel
vorzuschieben, wurden Vorstösse lanciert, mit denen ein Verbot von Umfragen
eingeführt werden sollte. Allerdings wurde sowohl die parlamentarische Initiative
Mörgeli (14.464) als auch die Motion Giezendanner wieder zurückgezogen. Interessant
war bei Letzterer die abschlägige Antwort des Bundesrates. Er begrüsse den
öffentlichen Diskurs bezüglich politischer Meinungsumfragen, empfehle aber auf die
Selbstregulierung der Markt- und Sozialforschungsbranche zu setzen. Vertrauen in die
Stimmbevölkerung zu haben, dass diese einen rationalen Umgang mit
Umfrageergebnissen pflege, sei besser als Verbote zu erlassen und Eingriffe in die
Medien- und Wissenschaftsfreiheit vorzunehmen. 5

MOTION
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 1. Bis 4.9.10.
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